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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates über die Finanzierung 
des Prämiensystems für die geregeite Vermarktung bestimmter 
ausgewachsener Schiachtrinder 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — ' 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Verordnung (EWG) Nr. . . ./74 des Rates vom 
. . . Juli 1974 zur Einführung eines Prämiensystems 
für eine geregelte Vermarktung bestimmter ausge- 
wachsener Schlachtrinder ermächtigt die Mitglied- 
staaten, Prämien zur Unterstützung des Rindfleisch- 
marktes zu gewähren und damit die Erzeuger zu 
veranlassen, die Vermarktung in der schwierigsten 
Zeit zurückzustellen. 

Diese Maßnahme stellt eine Intervention auf dem 
Binnenmarkt im Sinne von Artikel 3 der Verord- 
nung (EWG) Nr. 729/70 des Rates vom 21. April 
1970 über die Finanzierung der gemeinsamen 
Agrarpolitik 2), zuletzt geändert durch die Verord- 
nung (EWG) Nr. 2788/72®), dar; es ist jedoch ange- 
zeigt, die Beteiligung des Europäischen Ausrich- 
tungs- und Garantiefonds für die Landwirtschaft 
unter gleichzeitiger Berücksichtigung der besonde- 
ren Lage auf dem irischen Markt im Vergleich zur 
Marktlage in Großbritannien zu begrenzen — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

1. In Abweichung von Artikel 3 Abs. 1 der Verord- 
nung (EWG) Nr. 729/70 finanziert der Europäi- 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. . . . 
vom . . ., S. , . . 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 94 
vom 28. April 1970, S. 13 

8) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 295 
vom 30. Dezember 1972, S. 1 


sehe Ausrichtungs- und Garantiefonds für die 
Landwirtschaft, Abteilung Garantie, die sich aus 
der Anwendung der Verordnung (EWG) Nr. . . ./ 

74 ergebenden Ausgaben nur 
folgenden Beträge: 

bis in Höhe der 

Monat der Vermarktung 

RE je Stüde Vieh 

August 1974 

0 

September 1974 

0 

Oktober 1974 

0 

November 1974 

20 

Dezember 1974 

25 

Januar 1975 

36 

Februar 1975 

49 

Die sich aus der Anwendung 

der Verordnung 

(EWG) Nr. . . ./74 durch Irland in dem Zeitraum 
ergebenden Ausgaben, in dem das Vereinigte 
Königreich von der Ermächtigung nach der vor- 
genannten Verordnung Gebrauch macht, werden 
bis in Höhe der von Großbritannien gewährten 
Beträge finanziert; die Finanzierung kann jedoch 
in keinem Fall die folgenden Beträge über- 

schreiten: 

Monat der Vermarktung 

RE je Stück Vieh 

August 1974 

10 

September 1974 

15 

Oktober 1974 

20 

Artikel 2 



Die Modalitäten zur Anwendung dieser Verordnung 
können nach dem in Artikel 13 der Verordnung 
(EWG) Nr. 729/70 vorgesehenen Verfahren erlassen 
werden, 

Artikel 3 

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften in Kraft. 

Sie gilt ab 1. August 1974. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 
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Begründung 

1. Am 16. Juli 1974 hat der Rat eine grundsätzliche 
Einigung über den Vorschlag einer Verordnung zur 
Einführung eines Prämiensystems für die geregelte 
Vermarktung bestimmter ausgewachsener Schlacht- 
rinder erzielt. Da es sich hierbei um eine Möglich- 
keit zur Anwendung dieser Prämie für die Mitglied- 
staaten und bei den vom Rat festgesetzten Prämien- 
sätzen um Höchstbeträge handelt, ist es angezeigt, 
die Finanzierung aus Mitteln des EAGFL, Abteilung 
Garantie, zu begrenzen. 

2. Wenn das Vereinigte Königreich die Prämie ab 
August anwendet, kann sich Irland aus wirtschaft- 
lichen Gründen und insbesondere zur Vermeidung 
von Verzerrungen der Wettbewerbslage zwischen 
Großbritannien und Irland gezwungen sehen, in 
diesen Monaten ebenfalls die Prämie zu gewähren. 
In diesem Fall ist es angebracht, für diesen Mit- 
gliedstaat eine Beteiligung durch die Abteilung Ga- 
rantie des EAGFL für die betreffenden Monate vor- 
zusehen. 

Wendet Irland aus verwaltungstechnischen Gründen 
die Prämie nicht bereits am 1. August an, so kann 
der von der Abteilung Garantie des EAGFL finan- 
zierte Betrag für die Monate September und Ok- 
tober im Verhältnis zu den für August nicht veraus- 
gabten Beträgen erhöht werden. Da dieser Vor- 
schlag dem Europäischen Parlament vorgelegt wer- 
den muß und der Rat deshalb diesen Vorschlag erst 


im September annehmen kann, wird diese prozen- 
tuale Erhöhung dem Vorschlag beigefügt werden, 
sobald der Anwendungszeitraum in den einzelnen 
Mitgliedstaaten bekannt ist. 

3. Die finanziellen Auswirkungen aufgrund des 
Vorschlags „Prämie für eine geregelte Vermark- 
tung" in seiner ursprünglichen Form wurden vom 
Haushaltsausschuß (Rat) am 11. Juli 1974 geprüft. 
Das Ergebnis dieser Prüfung, die sich auf einige 
Vorschläge für den Rindfleischsektor erstreckte, ist 
in Dokument R/ 1964/74 (AGRI 507) (FIN 444) wie- 
dergegeben. Die finanziellen Auswirkungen dieses 
Vorschlages wurden im Rahmen der Verhandlungen 
im Rat (Ausgaben in Höhe von 15 Millionen RE zu 
Lasten des Haushaltes 1974 und Ausgaben in Höhe 
von 85 Millionen RE zu Lasten des Haushaltes 1975) 
mitgeteilt. So müßten die Ge samt auf Wendungen für 
diesen Sektor zu Lasten des Haushaltes von 1974 
auf 262 bis 275 Millionen RE (je nach dem Ablauf 
der Zahlungen) statt auf die in Anhang I zu dem 
obengenannten Dokument angeführten 249 Mil- 
lionen RE veranschlagt werden. Die Gesamtaus- 
gaben in dieser Höhe können im Rahmen der im 
Haushaltsplan 1974 vorgesehenen Globalmittel des 
EAGFL - Abteilung Garantie - finanziert werden. 

4. Finanziell gesehen wird die vorgeschlagene 
Maßnahme als eine Intervention im Sinne von 
Artikel 3 der Verordnung (EWG) Nr. 729/70 be- 
trachtet und eine entsprechende Berichtigung des 
Anhangs zu der Verordnung (EWG) Nr. 2824/72 
(Aufstellung der Interventionsmaßnahmen) vorge- 
schlagen werden. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 
6. August 1974 - 1/4 -680 70- E- Schl 2/74: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 22. Juli 1974 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt worden. 
Die Anhörung des Europäischen Parlaments zu dem genannten Kommissionsvorschlag ist vorgesehen, die 
Anhörung des Wirtschafts- und Sozialausschusses nicht. 

Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 
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